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Für ein Europa der Bürger 
NASSAUER   GEGEN   EU-D I REKTORIUM 

Die Einführung einer fünfjährigen EU-Ratsprä- 
sidentschaft lehnt der Vorsitzende der CDU/CSU- 
Gruppe im Europäischen Parlament, Hartmut 
Nassauer, strickt ab. Die in diese Richtung ge- 
henden Überlegungen aus Kreisen des Rates se- 
hen unter anderem die Übernahme der Funktion 
des Hohen Vertreters für die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik durch den Rat vor. 
Nassauer erklärte, Europa stehe nun am Schei- 
deweg. Im Rat seien seit geraumer Zeit Bestre- 
bungen zu erkennen, die Europäische Union zu 
einem Europa der Regierungen zurückzuent- 
wickeln. Die EU müsse aber zum Europa der Bür- 
ger fortentwickelt werden. 
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REFORM DER EU 

HARTMUT NASSAUER: 

Europa der Bürger statt 
Direktorium der Großen 

uf entschiedenen Wi- 
derstand stoßen im 

Europäischen Parlament 
Überlegungen in Rats- 
kreisen für eine fünfjähri- 
ge Ratspräsidentschaft, 
die unteranderem mitder 
Übernahme der Funktion 
des Hohen Vertreters für 
die Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik ver- 
bunden sein soll. DerVor- 
sitzende der CDU/ CSU- 
Gruppe im Europäischen 
Parlament, Hartmut Nassauer, erklärte, 
Europa stehe nun am Scheideweg. Im 
Rat seien seit geraumer Zeit Bestrebun- 
gen zu erkennen, die Europäische Union 
zu einem Europa der Regierungen zu rück- 
zuentwickeln. Tatsächlich müsse es 
aber darum gehen, die Union zu einem 
Europa der Bürger fortzubilden. 

Die Ausübung staatlicher Zuständig- 
keiten in der Europäischen Union müsse 
demokratischer und rechtsstaatlicher 
Kontrolle unterworfen sein. Demzufolge 
müssten Gesetzgebung und exekutives 
Handeln von dem direkt gewählten Eu- 
ropäischen Parlament als Vertreter der 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger 
maßgebend bestimmt werden. „Das Eu- 
ropäische Parlament und eine von die- 
sem Parlament kontrollierte Europäi- 
sche Kommission müssen als Gemein- 
schaftseinrichtungen dem Rat als Ver- 

Hartmut Nassauer MdEP 

treter der Mitgliedstaa- 
ten gleichgeordnet sein. 
Die Vorstellung einer 
fünfjährigen Ratspräsi- 
dentschaft drängt die 
Gemeinschaftsorgane in 
den Hintergrund und 
macht die Union zu ei- 
nem Europa der Regie- 
rungen.", so Nassauer. 

Ein solcher mutmaß- 
lich von einem großen 
Mitgliedstaat gestellter 
Ratspräsident werde we- 

der von seinem eigenen nationalen Par- 
lament noch vom Europäischen Parla- 
ment zu kontrollieren und damit der de- 
mokratischen Legitimation durch die Eu- 
ropäischen Bürgerinnen und Bürger 
völlig entrückt sein. Auch die Interessen 
der mittleren und kleinen Mitgliedstaa- 
ten kämen bei einer solchen Konstrukti- 
on unter die Räder. 

Nassauer erwartet deshalb, dass 
sich nicht nur im Europäischen Parla- 
ment, sondern auch bei einer Reihe von 
Mitgliedstaaten Widerstand gegen ein 
Ratsmodell regen werde, das unüber- 
sehbar ein Direktorium der Großen zu 
sein verspreche. Er fordert daher Kom- 
missionspräsident Prodi auf, in der von 
der Kommission für den Konvent an- 
gekündigten Stellungnahme allen Direk- 
toriumsgelüsten im Rat eine deutliche 
Absage zu erteilen. 
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LEBENSMITTELSICHERHEIT 

HORST SCHNELLHARDT: 

Lebensmittelsicherheit vom Bauern- 
hof bis zur Ladentheke 

MEHR  SICHERHEIT FüR  DIE VERBRAUCHER  IN  DER   EU 

Mit der Zustimmung 
des Europäischen 

Parlamentes zu zwei Ver- 
ordnungen über Lebens- 
mittelsicherheit wurde 
ein Rahmen geschaffen 
fürdie Herstellung von si- 
cheren und gesundheit- 
lich unbedenklichen Le- 
bensmitteln in der ge- 
samten Europäischen 
Union vom Bauernhof bis 
zur Ladentheke. Das 
neue legislative Konzept 
in Form von Verordnungen beinhaltet ein 
Lebensmittelrecht mit einheitlichen De- 
finitionen und Prinzipien, das: 

vom Lebensmittelunternehmer 
leichter angewendet werden kann 
einen Informationsaustausch zwi- 
schen den einzelnen Produktions- 
stufen ermöglicht 
den Ansprüchen des Binnenmark- 
tes entspricht 
die Verantwortung der Lebensmit- 
telunternehmen für sichere Le- 
bensmittel erhöht 
der amtlichen Kontrolle die Kon- 
trolltätigkeit erleichtert und die 
Durchsetzung der administrativen 
Maßnahmen garantiert. 

Die Zusammenfassung der bisher 
17 Richtlinien zu vier Verordnungen 

Dr. H. Schnellhardt MdEP 

führt zu einer notwendi- 
gen schärferen Grenz- 
ziehung zwischen den 
Bereichen Lebensmit- 
telhygiene, Tierseuchen- 
recht, amtlicher Lebens- 
mittelkontrolle und so- 
mit zu einer anwender- 
freundlichen Gesetzes- 
grundlage. Der inner- 
gemeinschaftliche Han- 
del mit Lebensmitteln 
kann somit durch einzel- 
staatliche Regelungen, 

die bisher mehr der Abschottung des ei- 
genen Marktes dienten als der Lebens- 
mittelsicherheit, auf Grundlage dieser 
Gesetzgebung nicht mehr behindert 
werden. Durch die gesamten Verord- 
nungsvorschläge zieht sich wie ein roter 
Faden die Betonung der primären Ver- 
antwortlichkeit der Lebensmittelher- 
stellerfürdie Sicherheitdervon ihnen in 
Verkehrgebrachten Lebensmittel. Nicht 
zuletzt die BSE-Krise hat offenbart, dass 
es bisher versäumt wurde, der landwirt- 
schaftlichen Primärproduktion die glei- 
che Verantwortung zu übertragen, wie 
sie entlang der Herstellungskette schon 
längst üblich ist. Dieses neue Kapitel 
enthält Empfehlungen für gute landwirt- 
schaftliche Praxis und die Verpflichtung 
zu schriftlichen Aufzeichnungen zu Ar- 
beitsmethoden und Maßnahmen zur Ri- 
sikoabwehr. Dadurch können die Ursa- 
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LEBENSMITTELSICHERHEIT 

chen während der Herstellung auftre- 
tender Gefahren leichter erkannt wer- 
den. Ebenfalls ist ein ständiger Infor- 
mationsfluss z.B. zwischen den 
Schlachtbetrieben und der Landwirt- 
schaftvorgesehen. Das Parlament hielt 
allerdings die bisherige Kennzeichnung 
der Produkte zur Gewährleistung der 
Rückverfolgbarkeit für ausreichend und 
lehnte eine neue, von der Kommission 
vorgeschlagenen Kennzeichnung ab. 

Flexibilität erhalten 

Die Lebensmittelproduktion inner- 
halb der EU ist sehr vielfältig. Es ist not- 
wendig, dass die Verordnungen ein ge- 
wisses Maß an Flexibilität ermögli- 
chen. Deshalb können Ausnahmen von 
den Bestimmungen beantragt werden 
von Regionen in geografisch schwieri- 
ger Lage und mit Versorgungsschwie- 
rigkeiten, fürtraditionelle Produkte und 
bei der Belieferung lokaler Märkte. 

Die Kommission wünschte großzü- 

gige Regelungen zur Änderung der Ver- 
ordnungen nach deren Verabschie- 
dung im Verfahren der Komitologie. 
Dieses lehnte das Parlament ab, ins- 
besondere zum Erhalt einer einheitli- 
chen Gesetzgebung in der EU. 

Das Parlament gestaltete das Kapi- 
tel „Jagd" völlig neu. Es sollte akzep- 
tiert werden, dass es hier nationale Be- 
sonderheiten gibt, dass sich Traditio- 
nen entwickelt haben, die bei den Vor- 
schlägen Berücksichtigung finden 
müssen. Für die Jagd in Deutschland 
treten somit keine Veränderungen auf 
und trotzdem wird in ganz Europa ge- 
sundheitlich unbedenkliches Wild- 
fleisch garantiert. 

Die vorliegenden Verordnungen sind 
insgesamt eine gute Grundlage für mehr 
Lebensmittelsicherheit in Europa. 

Dr. Horst Schnellhardt (CDU Sach- 
sen-Anhalt) ist Mitglied im Ausschuss 
für Umweltfragen, Volksgesundheit 
und Verbraucherschutz des Europäi- 
schen Parlaments. 

Auswahlverfahren im Europäischen Parlament 

Deutschlands Zukunft liegt in Europa - es versteht sich daher von selbst, dass 
Deutschland in den Institutionen der Europäischen Union, vor allem in Kommissi- 
on und Parlament, angemessen vertreten sein muss, um seine berechtigten In- 
teressen auf der Europäischen Ebene wirkungsvoll wahrnehmen zu können. 
Das Europäische Parlament wird in Kürze ein Auswahl verfahren für deutschspra- 
chige Verwaltungsräte mit Hochschulstudium und für Verwaltungsräte mit juristi- 
scher Ausbildung veranstalten. Bewerber sollten neben ihrer Muttersprache min- 
destens eine europäische Fremdsprache beherrschen. 
Die Ausschreibung wird voraussichtlich am 23.05.2002 erfolgen. 
Interessenten finden dann weitere Informationen unter: 
http://europa.eu.int/comm/recruitment/calendrier en.htm#Administrator 
http://europa.eu.int/comm/recruitment/publies_en.htm 
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AUS    DER     EVP- ED - FRAKTI 0 N 

kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EVP-ED - FRAKTION 

Merz und Pöttering: klares Bekenntnis 
zum Stabilitätspakt in Europa 
Die Vorsitzenden der CDU/CSU- 

Fraktion im Deutschen Bundestag, 
Friedrich Merz, und der EVP-ED-Frakti- 
on im Europäischen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering, haben sich für ein un- 
bedingtes Festhalten am Europäi- 
schen Stabilitätspakt ausgesprochen. 

Angesichts einer aufkommenden 
Debatte über die künftige Wirtschafts- 
und Finanzpolitik in Deutschland wie 
auch in der Europäischen Union erklär- 
ten beide, wichtigstes wirtschaftspoli- 
tisches Ziel bleibe die Sicherung der 
Stabilität der Europäischen Währung; 
das gelte auch für die Zeit nach dem 
Regierungswechsel in Deutschland im 
September. Die Berliner Unionsfrakti- 
on wisse sich in dieser Forderung einig 
mit der EVP-ED-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament sowie den nationalen 
Partnerfraktionen in den Mitgliedstaa- 
ten der EU. Aus den Reihen der Mit- 
gliedsparteien der EVP werde inzwi- 
schen die Mehrheit der Regierungen 
der 15 EU-Mitgliedsstaaten gestellt. 

Union und Mitgliedstaaten definieren 
ihre Rolle neu 
In der vergangenen Sitzungswoche 

des Europäischen Parlaments wurde 
ein Bericht über die Aufteilung der Zu- 
ständigkeiten zwischen der Europäi- 
schen Union und den Mitgliedstaaten 
angenommen. Berichterstatter Alain 
Lamassoure entwarf den Beitrag des 

Parlaments zu den Arbeiten des Kon- 
vents zur Zukunft Europas. 

Lamassoure erklärte nach der Ab- 
stimmung, dass zum ersten Mal seit 
den Römischen Verträgen ein konkre- 
ter Vorschlag zur Neudefinition der Rol- 
len der Europäischen Union und ihrer 
Mitgliedstaaten vorliege. 

Er unterstützt eine regelrechte Neu- 
formulierung der Verträge mit dem Ziel 
der Vereinfachung und klareren Ge- 
staltung, so dass alle Bürger sie ver- 
stehen können, und bemüht sich dabei 
um eine klare Unterscheidung zwi- 
schen drei Kategorien von Zuständig- 
keiten, und zwar jenen der Mitglied- 
staaten, jenen der Union und den ge- 
meinsamen Zuständigkeiten. Die Mit- 
gliedstaaten sollten auch dafür Sorge 
tragen, dass sich ihre verschiedenen 
Regionen eingehender mit der Arbeit 
und den Vorhaben der Europäischen 
Union vertraut machten. 

Nach Auffassung von Lamassoure 
werde dieser Bericht somit für die Mit- 
glieder des Konvents das erste Arbeits- 
dokument sein, mit dem sie sich einge- 
hend auseinandersetzen könnten. 

EU stärkt Beziehungen zu Lateinamerika 
Nach Auffassung der EVP-ED-Frakti- 

on sollte die Europäische Union eine 
führende Rolle in den Beziehungen zu 
den Ländern Lateinamerikas überneh- 
men. Das zweite Gipfeltreffen der 
Staats- und Regierungschefs der Län- 
derbeider Regionen, das in Madrid statt- 
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finden wird, bietet die einmalige Gele- 
genheit, die Schaffung eines Globalen 
Assoziationsabkommens zur Regelung 
der politischen, sozialen und kulturellen 
sowie wirtschaftlichen Beziehungen zwi- 
schen den beiden Regionen zu fördern. 

Der stellvertretende Fraktionsvor- 
sitzende Jose Ignacio Salafranca (E) 
brachte während der Aussprache des 
Parlaments überdie Zielsetzungen die- 
ses Gipfels damit die Hauptforderung 
zum Ausdruck. Die EU müsse in Mad- 
rid beweisen, dass sie den Willen be- 
sitzt, den politischen Dialog mit Lat- 
einamerika zu verbessern. 

Die EU habe im Vergleich zu den USA 
mehr Vorteile, da sie über eine Vielzahl 
von historischen, politischen und kul- 
turellen Wurzeln und über die 1999 ge- 
schaffenen Beziehungen verfüge, die 
auf dem ersten Gipfeltreffen EU-Lat- 
einamerika in Rio geknüpft wurden. 
Während die USA überwiegend mit der 
Schaffung einer Freihandelszone bis 
2005 befasst sei, müsse und könne 
die EU etwas anderes hinzufügen, oh- 
ne dabei das wirtschaftliche Potenzial 
zu vernachlässigen -was sich in den be- 
reits mit Mexiko und Chile geschlosse- 
nen Abkommen und in den Verhand- 
lungen mit den MERCOSUR-Staaten 
gezeigt habe. 

Gipfeltreffen EU-Russland: Stärkere 
Beziehungen 
In seiner gemeinsamen Entsch- 

ließung zum Gipfeltreffen EU-Russland 
begrüßte das Europäische Parlament 
die Vertiefung der strategischen Part- 
nerschaft mit Russland und brachte sei- 
ne Entschlossenheitzum Ausdruck, den 
Schwung beim Aufbau zu nutzen, um die 
Beziehungen zwischen der EU und der 

Russischen Föderation zu verstärken. 
Die Entschlossenheit, das Partner- 

schafts- und Kooperationsabkommen 
(PKA) und die jeweiligen Strategien zu- 
gunsten von Sicherheit und Stabilität in 
Europa umzusetzen, sind fürbeide Part- 
ner von vorrangigem Interesse. Die 
Schaffung eines Gemeinsamen Eu- 
ropäischen Wirtschaftsraums verlangt 
von beiden Seiten eine wirksamere In- 
anspruchnahme der Vermittlungsver- 
fahren des PKA, um den Abbau von Han- 
dels- und Investitionshemmnissen zu 
beschleunigen. Das Parlament brachte 
auch zum Ausdruck, dass es den Bei- 
tritt Russlands zur Welthandelsorgani- 
sation weiterhin unterstütze. 

Auf der anderen Seite bedaure das 
Europäische Parlament die zunehmen- 
de Verschlechterung der Umweltsituati- 
on in Russland, das Fehlen eines Um- 
weltministeriums in der neuen Regie- 
rung und die Verabschiedung von um- 
weltfeindlichen Gesetzen wie zur 
Einfuhr von verbrauchten nuklearen 
Brennstoffen. Russland müsse deshalb 
umgehend das Kyoto-Protokoll ratifizie- 
ren und somit alle für seine Durchset- 
zung erforderlichen Maßnahmen in 
Gang setzen. Zudem bedaure es den 
Umstand, dass die neuen Bestimmun- 
gen hinsichtlich des Verhaltens der 
Kampftruppen während ihres Einsatzes 
in Tschetschenien nicht ausreichten, 
um Verletzungen der Menschenrechte 
durch das russische Militär zu verhin- 
dern. Der Rat und die Kommission soll- 
ten das Thema Tschetschenien als ge- 
sonderten Punkt weit oben auf der Ta- 
gesordnung behandeln und die russi- 
schen Behörden erneut auffordern, die 
Verhandlungen mit allen betroffenen 
Parteien wieder aufzunehmen. 
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JUGENDPOLITIK 

SABINE  ZISSENER: 

Neuer Aufschwung für die Jugend Europas 
EU - KO M M I SSION    LEGT   WEIßBUCH    ZUR   J U G E N D P 0 L I T I K   VOR 

Sabine Zissener MdEP 

Inter den Bürgern des 
erweiterten Europas 

werden 75 Millionen Ju- 
gendliche zwischen 15 
und 25 Jahren sein. 
Durch die sinkenden 
Geburtenraten und die 
gleichzeitig steigende 
Lebenserwartung altern 
unsere Gesellschaften. 
Zwischen 2000 und 
2020 wird der Anteil der 
65-bis-90-Jährigen an 
der Gesamtbevölkerung 
der EU auf 16 - 21% steigen, während 
der Anteil der 14-bis-24-Jährigen nur 
mehr 11% betragen wird. Diese quanti- 
tative Ungleichheit zwischen Jungen 
und Älteren wird die Beziehungen zwi- 
schen den Generationen auch in quali- 
tativer Hinsicht verändern. 

Um die Herausforderungen der Zu- 
kunft zu bewältigen, ist es notwendig, 
dass sich unsere Gesellschaft diversi- 
fiziert - auf ethnischer, religiöser, so- 
zialer und sprachlicher Ebene. Diese 
verstärkte Heterogenität erfordert aber 
auch entsprechende Begleitmaßnah- 
men vor allem für Jugendliche, um so- 
ziale Spannungen oder negative Aus- 
wirkungen auf die Bildungssysteme 
und den Arbeitsmarkt zu vermeiden. 

Das derzeitige System der eu- 
ropäischen Zusammenarbeit in Ju- 
gendfragen ist jedoch an seine Gren- 

zen gestoßen und wird 
den neuen Problemen, 
die es anzupacken gilt, 
nicht mehr gerecht. Da- 
bei wissen wir alle, 
dass in die Jugend zu 
investieren bedeutet, 
in das zu investieren, 
was heute und in Zu- 
kunft den Reichtum un- 
serer Gesellschaft aus- 
macht. Dementspre- 
chend kündigte das 
Kommissionsmitglied 

Viviane Reding anlässlich der Tagung 
des Rates „Jugend" am 23.11.1999 
an, dass die Europäische Kommissi- 
on die Erarbeitung eines Weißbuchs 
zur Jugendpolitik plane, das den Weg 
für eine neuartige europäische Zu- 
sammenarbeit im Jugendbereich wei- 
sen soll. 

Konsultationsprozess 
mit den Jugendlichen 

Mit der Erarbeitung dieses Weißbu- 
ches haben alle Beteiligten Neuland 
betreten. In einem breiten Konsulta- 
tionsprozess mit den Jugendlichen in 
Europa selbst, mit ihren Organisatio- 
nen und mit Fachverbänden, Jugend- 
forschern und nicht zuletzt mit den Re- 
gierungen der Mitgliedsstaaten wur- 
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den die Positionen der Akteure der Ju- 
gendpolitik in Europa erhoben. 

Die EU-Kommission hat im Rahmen 
des Konsultationsprozesses einige 
Tausend Jugendliche in Europa er- 
reicht. In allen Mitgliedstaaten hat es 
auf nationaler und regionaler Ebene Ju- 
gendkonferenzen gegeben, in denen 
die Jugendliche ihre Forderungen und 
Vorstellungen von einer europäischen 
Jugendpolitikformulieren konnten. Die 
Jugendlichen konnten zudem ihre For- 
derungen unmittelbar gegenüber der 
Europäischen Kommission und dem 
Europäischen Jugendministerrat ver- 
treten. 

Diese unkonventionellen und un- 
mittelbaren Formen von Jugendbeteili- 
gung sind nicht nur auf europäischer 
Ebene neu, sondern haben auch auf 
nationale Formen von Jugendbeteili- 
gung ausgestrahlt. Dies ist der richtige 
Schritt auf einem richtigen Weg, denn 
Jugendpolitik - Politik für jungen Men- 
schen-kann nicht ohne Jugendliche ge- 
macht werden, sondern muss mit ih- 
nen gemacht werden. 

Die Diskussionen der Jugendlichen 
im Rahmen des Weißbuches haben ge- 
zeigt, dass es sich lohnt, neue Formen 
der Beteiligung zu suchen. Die Jugend- 
lichen haben bewiesen, dass sie poli- 

tisch mitarbeiten und mitbestimmen 
wollen, aber weniger bereit sind, dies 
über die traditionellen Vertretungsfor- 
men zu leisten. Sie wollen sich schnell, 
unbürokratisch und effektiv äußern 
können. Europa rückt immer näher zu- 
sammen - und ohne das Engagement 
der Jugendlichen hat Europa keine Zu- 
kunft. Es ist daher besonders wichtig, 
dass die europäische ebenso wie die 
nationale Jugendpolitik künftig ver- 
stärkt einen Beitrag zur Bekämpfung 
von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Antisemitismus bei Jugendlichen, 
zur Erziehung zur Toleranz und Demo- 
kratie, zur Förderung der mündigen und 
aktiven Teilhabe von jungen Menschen 
in Politik und Gesellschaft sowie zur so- 
zialen und beruflichen Integration jun- 
ger Menschen in Europa leistet. 

Das Weißbuch ist ein logischer 
Schritt für eine in die Zukunft weisende 
Jugendpolitik. Der Konsultationspro- 
zess hat das enorme Potential der be- 
teiligten Jugendlichen zur aktiven Mit- 
gestaltung ihrer Zukunft in Europa deut- 
lich gemacht. Wir sollten es nutzten! 

Sabine Zissener (CDU Rheinland- 
Pfalz) ist Mitglied im Ausschuss für Kul- 
tur, Jugend, Bildung, Medien und Sport 
des Europäischen Parlaments. 
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